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Die Monitoring-Berichte der Bundesregierung zur  
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Die bundesdeutsche Energiewende wird vom Monitoring-Prozess „Energie der Zukunft“ begleitet. Dieses noch junge Instru-
ment der Bundesregierung weckt wissenschaftliches Interesse. Interessant ist insbesondere die Frage, wie die Monitoring-
Berichte der Bundesregierung von relevanten Akteuren im Politikfeld Energie wahrgenommen werden. Stellen sie eine nüch-
terne Bilanz oder eine Beschönigung der Energiewende dar? Der Artikel versucht, ein Licht auf diese Frage zu werfen.

Die Rezeption des  
Monitorings durch  
ausgewählte relevante Akteure

Im Rahmen einer Politikfeldanalyse wurden 
relevante Akteure im Politikfeld Energie 
identifiziert und mit der Methode der Doku-
mentenanalyse öffentlich zugängliche Äu-
ßerungen zum Monitoring-Prozess „Energie 
der Zukunft“ untersucht [6]. Ausgewählt 
wurden mittels analytischer Kriterien [7] 
Akteure aus den Bereichen Politik, Wirt-
schaftsverbände, Umweltschutz, Medien, 
Wissenschaft und Verbraucherschutz.

Die Analyse zeigt, dass ein Drittel der aus-
gewählten 15 Akteure von einer öffentlich 
wahrnehmbaren Kommentierung des Moni-
torings keinen Gebrauch machte. Während 
noch der erste Monitoring-Bericht (2012) 
von zwei Dritteln der untersuchten Akteure 

in Form von Pressemitteilungen oder sonsti-
gen Stellungnahmen rezipiert wurde, nahm 
das Interesse am zweiten Monitoring-Bericht 
(April 2014) schon rapide ab und schließlich 
verebbte die Aufmerksamkeit für den ersten 
Fortschrittsbericht (Dezember 2014) beinahe 
gänzlich – nur noch einer von 15 ausgewähl-
ten Akteuren befasste sich hiermit. 

Zudem standen für die Mehrzahl der Akteu-
re die Stellungnahmen der Expertenkom-
mission im Mittelpunkt der Rezeption. Sie 
wurden häufiger zitiert als die Monitoring-
Berichte, und bisweilen bildeten sie den ein-
zigen Gegenstand von Pressemitteilungen 
und Stellungnahmen, während die Moni-
toring-Berichte teilweise mit keinem Wort 
erwähnt wurden.

Neben dem grundsätzlich geringen Interes-
se ist eine in Summe negativ akzentuierte 

„Die Energiewende ist die größte umwelt- 
und wirtschaftspolitische Herausforderung 
zu Beginn des 21. Jahrhunderts“ [1]. Mit die-
ser Aussage verdeutlichte im Jahr 2013 der 
damalige Bundesminister Peter Altmaier die 
Bedeutung, die der Energiewende von poli-
tischen Entscheidungsträgern beigemessen 
wird [2]. In Anbetracht dieser Herausforde-
rung erschien es der Bundesregierung 2011 
notwendig, ein Instrument zu implementie-
ren, mit dem die Energiewende in ihrer Brei-
te und Tiefe erfasst werden kann und mit 
dem mögliche Fehlentwicklungen frühzeitig 
erkannt werden sollen: Den Monitoring-Pro-
zess „Energie der Zukunft“ [3]. 

Dieser Prozess besteht aus den jährlich 
erscheinenden Monitoring-Berichten, alle 
drei Jahre erscheinenden Fortschrittsbe-
richten, die die Energiewende zusammen-
fassen und begutachten, und aus jeweils 
hierzu veröffentlichten Stellungnahmen 
einer aus vier Energiefachleuten bestehen-
den Expertenkommission, die die Berichte 
bewertet [4].

Von Interesse für die wissenschaftliche Aus-
einandersetzung mit dem Monitoring sind 
wesentlich zwei Fragen: Zum einen, wie die 
Monitoring-Berichte und die sie begleiten-
den Stellungnahmen in der Öffentlichkeit 
und vor allem in der Energiebranche wahr-
genommen werden. Zum anderen, ob und 
inwiefern die Berichte ggf. politisch moti-
viert sein könnten, d. h. inwiefern die Bun-
desregierung die Berichte nutzt, um sich 
selbst „ein gutes Zeugnis“ in der Energiepo-
litik auszustellen. Hierfür wird zunächst die 
Rezeption des Monitorings durch relevante 
Akteure des Politikfelds Energie nachge-
zeichnet, anschließend werden die Ergeb-
nisse der Auswertung der Stellungnahmen 
der Expertenkommission erläutert und ab-
schließend ein Fazit gezogen [5].

  Sind die Monitoring-Berichte der Bundesregierung zur Energiewende eine nüchterne Bilanz oder 
sind sie beschönigend? Foto: freshidea | Fotolia.com
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Rezeption des Monitorings festzustellen. 
Bspw. wurde der erste Monitoring-Bericht 
in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
als „alter Hut“ [8] bezeichnet. Der Bund 
der Energieverbraucher befand, die positi-
ven Wirkungen der Energiewende würden 
„in der Öffentlichkeit meist nicht so deut-
lich wahrgenommen, wie sie der Bericht 
benennt“, und warf der Bundesregierung 
damit implizit vor, den Fortschritt der Ener-
giewende zu beschönigen [9]. 

Ein „wichtiges Instrument“ sieht hinge-
gen der Bundesverband der Energie- und 
Wasserwirtschaft im Monitoring [10]. Was 
eine mögliche politische Motivation hinter 
dem Monitoring anbetrifft, so kann zusam-
mengefasst werden, dass die untersuchten 
Akteure diesen Vorwurf nur vereinzelt arti-
kulieren. Bündnis 90/Die Grünen etwa kom-
mentieren das Monitoring mit den Worten 
„Eigenlob stinkt“ [11], TAZ und Handelsblatt 
merken an, dass die Expertenkommission 
den Fortschritt der Energiewende kritischer 
betrachte als die Bundesregierung [12]. 

Zu einer ähnlichen Einschätzung kommen 
auch Hans-Joachim Ziesing und Georg Erd-
mann, Mitglieder der Expertenkommission 
[13]. Tatsächlich wird demzufolge der Vor-
wurf der Bagatellisierung von Problemen 
oder der Beschönigung von Erfolgen bei der 
Energiewende durch die Bundesregierung 
vereinzelt erhoben. Die Vorwürfe bleiben 
aber zu wenig konkret und zu vereinzelt, 
um von einer belegbaren politischen Moti-
vation sprechen zu können.

Die Stellungnahmen der 
Expertenkommission

Aus den Stellungnahmen der Experten-
kommission lassen sich drei Kritikpunkte 
herausdestillieren: Zum ersten Monitoring-
Bericht merken die Experten an, dass frag-
würdige Messverfahren und eine andere 
Interpretation von Ergebnissen einige As-
pekte der Energiewende in einem besseren 
Licht darstellen, als sie die Expertenkom-
mission sieht [14]. Zum zweiten Monito-
ring-Bericht formulieren die Experten ihre 
Kritik deutlicher: Vor allem stoßen sich die 
Energie-Fachleute an der Formulierung „Die 
Energiewende kommt voran“ [15], denn die-
se Formulierung sei vor dem Hintergrund 
verfehlter Ziele vor allem im Bereich der 

Reduktion von Treibhausgasemissionen 
„durchaus diskussionswürdig“ [16]. 

Am deutlichsten wird die Expertengruppe 
jedoch in ihrer Stellungnahme zum ersten 
Fortschrittsbericht, der derzeit aktuells-
ten Publikation: Hier bemängelt sie, dass 
im Monitoring zwar exogene Ursachen für 
Zielverfehlungen (bspw. niedrige CO

2-Zerti-
fikatpreise), nicht aber endogene Ursachen 
benannt werden (bspw. rückständiger Netz-
ausbau [17], Ausstieg aus der Kernenergie 
[18]), obwohl nach dem Dafürhalten der Ex-
perten auch hier Gründe für Zielverfehlun-
gen liegen können [19]. 

Insgesamt lässt sich festhalten, dass die Ex-
perten bei jedem Monitoring-Bericht eine 
– wenn auch nicht umfangreiche – Bagatel-
lisierung von Problemen oder Beschönigung 
von Erfolgen feststellen, so dass aufgrund 
der Kritiken der Experten durchaus Indizien 
vorhanden sind, dass die Monitoring-Berich-
te politisch motiviert sind.

Rezeption und Motivation 
der Monitoring-Berichte

Was die Rezeption des Monitorings durch 
Akteure des Politikfelds Energie anbetrifft, 
kann man zusammenfassen, dass – erstens 
– die Anzahl an Akteuren allgemein gering 
ist, die die Monitoring-Berichte öffentlich re-
zipieren, dass – zweitens – das Interesse am 
Monitoring-Prozess von Bericht zu Bericht 
deutlich abnimmt und dass – drittens – eher 
die Stellungnahmen der Expertenkommissi-
on als die Monitoring-Berichte selbst im Mit-
telpunkt der Berichterstattung stehen. 

Was die Auswertung der Stellungnahmen 
der Expertenkommission anbetrifft, lässt 
sich konstatieren, dass die Experten mehr-
mals den Vorwurf erheben, dass die Bun-
desregierung im Monitoring Sachverhalte 
anders interpretiert, Problemdiskussionen 
vermeidet und Zielverfehlungen bagatelli-
siert. Aufgrund dieser Resultate ist festzu-
stellen:

 Die Rezeption des Monitorings durch 
die untersuchten Akteure und ihr damit öf-
fentlich bekundetes Interesse ist deshalb so 
gering, weil die Monitoring-Berichte „Ener-
gie der Zukunft“ jeweils Ergebnisse eines 
abgeschlossenen Prozesses darstellen, auf 

den kein Einfluss mehr genommen werden 
kann.

 Wenn Interesse am Monitoring besteht, 
dann mehr an den Stellungnahmen der Ex-
perten, weil deren Stellungnahmen explizit 
den Anspruch der Unabhängigkeit verfolgen, 
weil die Experten in ihren Gutachten Alter-
nativen und Lösungsvorschläge diskutie-
ren und somit in den Augen vieler Akteure 
offenbar ein objektiveres, kritischeres und 
offeneres Diskurselement darstellen als die 
Monitoring-Berichte der Bundesregierung.

 Einige Indizien sprechen dafür, dass 
die Monitoring-Berichte der Bundesregie-
rung zur Energiewende politisch motiviert 
sind. Dies ist insofern nicht bahnbrechend, 
weil es zum alltäglichen Geschäft einer Re-
gierung gehört, die ihr zur Verfügung ste-
henden Mittel zur Legitimation zu nutzen. 
Dennoch ist es wichtig, diesen Sachverhalt 
zu thematisieren, berührt er doch die Unab-
hängigkeit und Neutralität des Monitoring 
sowie sein Verhältnis zu anderen Daten, die 
im Rahmen der nationalen Energiestatistik 
erhoben werden.
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Abb.    CO2-Minderung in den EU-ETS-Sektoren EU und Deutschland Quelle: DEBRIV

Beitrag der dem EU-ETS unterworfenen Sektoren zur 
Erreichung der CO2-Minderungsziele in der EU und 
Deutschland
Deutschland hat sich im Rahmen der Klimaschutzbemühungen innerhalb der EU schon früh auf eine Vorreiterrolle festge-
legt. Vergleicht man die europäischen und deutschen Treibhausgas (THG)-Minderungsziele für 2030 mit den Anforderungen 
des Emissions Trading Systems der EU (EU-ETS) unter Berücksichtigung der Vorleistungen zwischen 1990 und 2005 (early 
action), kommt man zu dem Ergebnis, dass die Vorgaben für die vom Emissionshandel betroffenen Sektoren weiterreichen-
der sind als die auf alle Treibhausgase bezogenen Ziele. Welche Schlussfolgerungen lassen sich daraus ableiten?

Diese vereinfachte, aber anschauliche Be-
trachtung zeigt, dass die dem EU-ETS un-
terworfenen Sektoren in der EU insgesamt 
überproportionale Beiträge zur Erreichung 
der THG-Minderungsziele leisten. Für 
Deutschland gilt das in noch größerem 
Umfang.

Deutschland kann unter diesen Gegeben-
heiten auf ein nationales CO

2-Ziel für die 
Bereiche verzichten, die vom EU-ETS erfasst 
werden, da unter Berücksichtigung der Vor-
leistungen die Vorgaben für die ETS-Sekto-
ren weiterreichender sind als die auf alle 
Treibhausgase bezogenen Ziele.

Schlussfolgerung für den deut-
schen Klimaschutzplan 2050

Die langfristigen Klimaschutzziele der EU 
und Deutschlands im Hinblick auf das Jahr 
2050 sind mit einer Reduktion um 80 bis 
95 % bereits kongruent zueinander. 

Auf ein deutsches Ziel für die dem EU-ETS 
unterworfenen Sektoren zu verzichten, ist 
demnach sachlich gerechtfertigt. Wären die 
Ziele auf Ebene der EU harmonisiert, würde 
das mit dem europäischen Emissionshandel 
korrespondieren. Das europäische Leitins-
trument würde gestärkt, die angestrebte 
Vorbildfunktion unterstrichen. Zudem wäre 
damit mehr Planungssicherheit für Anla-
genbetreiber gegeben. Der Klimaschutzplan 
2050 der Bundesregierung wäre ein geeig-
neter Rahmen, das klarzustellen.
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„et“-Redaktion

Die EU-Kommission hat auf ihrer Inter-
netseite im Juni 2015 eine umfangreiche 
Datensammlung zum Thema Energie und 
Treibhausgasemissionen veröffentlicht [1], 
die als Grundlage für eine Abschätzung 
der CO

2-Minderung im ETS-Bereich für den 
Zeitraum 1990 bis 2005 dienen kann (early 
action). Auf Basis dieser Zahlen lässt sich 
ermitteln, dass in diesem Zeitraum

 in Deutschland die CO2-Emissionen des 
ETS-Bereiches mit -19,7 % stärker zurückge-
gangen sind als die gesamten CO2-Emissio-
nen (-15,9 %);

 in der EU28 die CO2-Emissionen des 
ETS-Bereiches mit -11,1  % deutlich stärker 
zurückgegangen sind als die gesamten CO2-
Emissionen (-1,2 %).

CO2-Minderung der EU-ETS-
Sektoren von 1990 bis 2030

Die Europäische Union hat beschlossen, das 
Emissionsbudget für den EU-ETS-Bereich 
ausgehend von 2005 um 43  % bis 2030 
abzusenken. Berücksichtigt man die early 
actions im Zeitraum 1990 bis 2005, die in 
der EU bei 11,1  % und in Deutschland bei 
19,7 % liegen, dann bedeutet diese Zielvor-
gabe, dass die Emissionen der ETS-Sektoren 
im Rahmen des EU-ETS um annähernd 54 % 
und in Deutschland aufgrund der erhöhten 
Vorleistungen um 62,7 % absinken werden 
(vgl. Abb). Verglichen mit den allgemeinen 
deutschen THG-Minderungszielen von 55  % 
ist das ein deutlich überproportionaler Bei-
trag.

Die EU hat beschlossen, dass die THG-Emis-
sionen bis 2030 um 40 % vermindert werden 
sollen; Deutschland hat sich ein weiterrei-
chendes nationales Ziel gesetzt und will die 
THG-Emissionen bis 2030 um 55 % absenken.


